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Berichterstatter: Abgeordneter Kräuter

Beratungen:

Durch Beschluss des Landtags vom 26. April 2018 ist der Gesetzentwurf 
an den Innen- und Kommunalausschuss überwiesen worden.

Der Innen- und Kommunalausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 
57. Sitzung am 17. Mai 2018, in seiner 59. Sitzung am 23. August 2018, 
in seiner 61. Sitzung am 20. September 2018, in seiner 67. Sitzung am 
21. Februar 2019, in seiner 68. Sitzung am 21. März 2019 sowie in sei-
ner 71. Sitzung am 2. Mai 2019 beraten. In der 59. Sitzung am 23. Au-
gust 2018 hat der Innen- und Kommunalausschuss eine mündliche An-
hörung in öffentlicher Sitzung zum Gesetzentwurf durchgeführt. Der 
Gesetzentwurf war Gegenstand einer Online-Diskussion gemäß § 96 GO.

Der Innen- und Kommunalausschuss hat ein ergänzendes Anhörungs-
verfahren zu dem Änderungsantrag der Fraktionen DIE LINKE, der 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in Vorlage 6/5242 durchgeführt, 
als mündliche Anhörung seiner 68. Sitzung am 21. März 2019 in öffent-
licher Sitzung und im schriftlichen Verfahren.

Beschlussempfehlung:

Der Gesetzentwurf wird wie folgt geändert:

I.	 Artikel 1 wird wie folgt geändert:

1.	 Es wird folgende Nummer 1 eingefügt:

"1.	 § 1 wird wie folgt geändert:

a)	Der bisherige Regelungsinhalt wird Absatz 1.

b)	Folgender Absatz 2 wird angefügt:

'(2) Untersteht die beaufsichtigte Stelle nicht der alleinigen 
Aufsicht des Landes, so gelten die Bestimmungen dieses 
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Gesetzes nur, soweit dies im Staatsvertrag bzw. Gesetz 
zur Errichtung dieser Stelle ausdrücklich geregelt ist.'"

2.	 Es wird folgende Nummer 2 eingefügt:

"2.	 § 2 wird wie folgt geändert:

a)	Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

'(2) Der Personalrat bestimmt nach Maßgabe der §§ 69 
bis 78 mit bei allen personellen, sozialen, organisatori-
schen und innerdienstlichen Maßnahmen der Dienststelle 
für die im Sinne des § 4 in der Dienststelle Beschäftigten.'

b)	Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden zu den Absätzen 3 
und 4."

3.	 Die bisherigen Nummern 1 und 2 werden die Nummern 3 und 4. 

4.	 Die bisherige Nummer 3 wird die Nummer 5 und erhält folgende 
Fassung:

"5.	 In § 10 Abs. 1 Satz 2 wird die Verweisung '§ 68 Abs. 2 Satz 5' 
durch die Verweisung '§ 68 Abs. 2 Satz 7' ersetzt."

5.	 Die bisherige Nummer 4 wird die Nummer 6 und in Buchstabe c 
Doppelbuchstabe cc wird das Wort "Beamte" durch das Wort "Be-
schäftigte" ersetzt.

6.	 Die bisherigen Nummern 5 bis 13 werden die Nummern 7 bis 15.

7.	 Nach der neuen Nummer 15 wird folgende Nummer 16 eingefügt:

"16.	In § 39 Abs. 1 Satz 3 wird die Verweisung '§ 69 Abs. 2 Satz 8' 
durch die Verweisung '§ 69a Abs. 2 Satz 8' ersetzt."

8.	 Die bisherigen Nummern 14 und 15 werden die Nummern 17 und 
18.

9.	 Die bisherige Nummer 16 wird die Nummer 19 und erhält folgen-
de Fassung:

"19.	§ 45 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

'(4) Von ihrer dienstlichen Tätigkeit sind Mitglieder des Per-
sonalrats nach Absatz 3 freizustellen in Dienststellen mit in 
der Regel

200 bis 500 Beschäftigten im Umfang von einer Voll-
zeitstelle,

501 bis 900 Beschäftigten im Umfang von zwei Voll-
zeitstellen, 

901 bis 1.500 Beschäftigten im Umfang von drei Voll-
zeitstellen,

1.501 bis 2.000 Beschäftigten im Umfang von vier Voll-
zeitstellen.

In Dienststellen mit über 2.000 Beschäftigten ist für je an-
gefangene 1.000 Beschäftigte Freistellung im Umfang einer 
weiteren Vollzeitstelle zu gewähren. Auf Beschluss des Per-
sonalrats können entsprechende Teilfreistellungen gewährt 
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werden. Von den Sätzen 1 und 2 kann im Einvernehmen zwi-
schen Personalrat und Dienststellenleiter abgewichen wer-
den. Kommt eine Einigung im Sinne von Absatz 3 Satz 1 zwi-
schen Personalrat und Dienststellenleiter in Dienststellen mit 
weniger als 200 Beschäftigten nicht zustande, entscheidet ge-
mäß § 83 Abs. 1 das zuständige Verwaltungsgericht auf An-
trag der Dienststelle oder des Personalrats.'"

10.	Die bisherige Nummer 17 wird die Nummer 20.

11.	Die bisherige Nummer 18 wird die Nummer 21 und die Verwei-
sung "§ 69 Abs. 2 Satz 6 bis 8" wird durch die Verweisung "§ 69a 
Abs. 2 Satz 6 bis 8" ersetzt.

12.	Die bisherigen Nummern 19 und 20 werden die Nummern 22 und 
23.

13.	Die bisherige Nummer 21 wird die Nummer 24 und erhält folgen-
de Fassung:

"24.	§ 54 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

'Kommt eine Einigung im Sinne von § 45 Abs. 3 Satz 1 zwi-
schen Stufenvertretung und Dienststellenleiter nicht zustande, 
entscheidet gemäß § 83 Abs. 1 das zuständige Verwaltungs-
gericht auf Antrag der Dienststelle oder der Stufenvertretung.'"

14.	Die bisherigen Nummern 22 und 23 werden zu den Nummern 25 
und 26.

15.	Die bisherige Nummer 24 wird zu Nummer 27 und erhält folgen-
de Fassung:

"27.	§ 66 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

'In diesen Gesprächen haben der Leiter der Dienststelle 
und die Personalvertretung beabsichtigte Maßnahmen und 
Initiativen rechtzeitig zu besprechen.'

b)	Der bisherige Satz 5 erhält folgende Fassung:

'Gleichstellungsbeauftragte oder Vertrauensfrau können 
an den Besprechungen nach Satz 1 teilnehmen; die Einla-
dung zu der Besprechung hat durch den Leiter der Dienst-
stelle zu erfolgen.'"

16.	Die bisherige Nummer 25 wird zu Nummer 28.

17.	Die bisherige Nummer 26 wird zu Nummer 29 und Buchstabe b 
erhält folgende Fassung:

"b)	 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

'(2) Die Personalvertretung ist zur Durchführung ihrer Aufga-
ben über alle Angelegenheiten nach Maßgabe dieses Geset-
zes, die sich auf die Beschäftigten erstrecken oder auswirken, 
frühzeitig, umfassend und anhand der einschlägigen Unter-



4

Thüringer Landtag - 6. WahlperiodeDrucksache 6/7173

lagen zu unterrichten. Dies gilt insbesondere bei Folgen für 
Arbeitsplätze, Arbeitsbedingungen, Arbeitsinhalte, Arbeitsor-
ganisation und Qualifikationsanforderungen sowie bei Perso-
nalplanungen und Maßnahmen der Organisationsänderung. 
§ 66 Abs. 1 bleibt unberührt. Dabei kann die Personalvertre-
tung eigene Arbeitsgruppen bilden und externe Beratung in 
Anspruch nehmen. Die Dienststelle kann einem Mitglied der 
Personalvertretung die Teilnahme in von der Dienststelle ein-
gerichteten Arbeitsgruppen, die beteiligungspflichtige Maß-
nahmen vorbereiten, gestatten. Der Personalvertretung sind 
die Unterlagen vorzulegen, die die Dienststelle zur Vorberei-
tung der von ihr beabsichtigten Maßnahmen beigezogen hat. 
Bei Einstellungen beschränkt sich die Vorlagepflicht auf die 
Bewerbungsunterlagen einschließlich der der Mitbewerber. 
Personalakten dürfen nur mit Zustimmung des Beschäftigten 
und nur von den von ihm bestimmten Mitgliedern der Perso-
nalvertretung eingesehen werden. Dienstliche Beurteilungen 
sind auf Verlangen des Beschäftigten der Personalvertretung 
zur Kenntnis zu bringen.'"

18.	Die bisherige Nummer 27 wird zu Nummer 30 und Absatz 1 er-
hält folgende Fassung:

"In Körperschaften und Anstalten öffentlichen Rechts im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes, die wirtschaftlich tätige öffentliche Unter-
nehmen sind, kann in Dienststellen mit in der Regel mehr als fünf-
zig ständig Beschäftigten auf Veranlassung des Personalrats ein 
Wirtschaftsausschuss gebildet werden. Dies gilt nicht für öffentlich-
rechtliche Kreditinstitute. Der Wirtschaftsausschuss hat die Auf-
gabe, wirtschaftliche Angelegenheiten der Dienststelle im Sinne 
des Absatzes 3 zu beraten und den Personalrat zu unterrichten."

19.	Die bisherige Nummer 28 wird zu Nummer 31 und erhält folgen-
de Fassung:

"31.	§ 69 erhält folgende Fassung:

'§ 69 
Umfang der Mitbestimmung

(1) Der Personalrat bestimmt nach Maßgabe dieser Vorschrift 
sowie der §§ 69a bis 78 mit bei allen personellen, sozialen, 
organisatorischen und sonstigen innerdienstlichen Maßnah-
men, die die Beschäftigten der Dienststelle insgesamt, Grup-
pen von ihnen oder einzelne Beschäftigte betreffen oder sich 
auf sie auswirken. Die Mitbestimmung findet nicht statt bei 
Weisungen an einzelne oder mehrere Beschäftigte, die die 
Erledigung dienstlicher Obliegenheiten oder zu leistender 
Arbeit regeln.

(2) Der Personalrat kann seine Zustimmung durch Vereinba-
rung mit der Dienststelle für bestimmte Einzelfälle oder Grup-
pen von Fällen vorab erteilen. § 68 Abs. 2 bleibt unberührt.

(3) In Personalangelegenheiten der in § 14 Abs. 2 Nr. 2 und 
Abs. 4 bezeichneten Beschäftigten und der Beschäftigten 
im Beamtenverhältnis auf Zeit bestimmt der Personalrat nur 
mit, wenn diese es beantragen. Sie sind von der beabsich-
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tigten Maßnahme rechtzeitig in Kenntnis zu setzen und auf 
ihr Recht, die Beteiligung des Personalrats zu beantragen, 
schriftlich hinzuweisen.

(4) Soweit Mitbestimmungsfälle über die beabsichtigten Maß-
nahmen hinaus schutzwürdige persönliche Interessen von Be-
schäftigten berühren, ist die Mitbestimmung von der vorher 
schriftlich einzuholenden Zustimmung der Betroffenen abhän-
gig. Die Dienststelle ist verpflichtet, das den Vorsitz im Per-
sonalrat führende Vorstandsmitglied über die beabsichtigte 
Maßnahme zu unterrichten.

(5) Die Mitbestimmung entfällt bei personellen Maßnahmen 
für die Beamten und Beamtenstellen der Besoldungsgrup-
pen A 16 und höher sowie die Arbeitnehmer, die ein außer-
tarifliches Entgelt erhalten, und die der Regelung des § 30 
BeamtStG in Verbindung mit § 27 ThürBG unterliegenden Be-
amten. Bei Versetzungen und Abordnungen von Leitern der 
Dienststelle erfolgt keine Beteiligung einer Personalvertretung.

(6) Die Mitbestimmung entfällt beim Erlass von Rechtsvor-
schriften und bei Organisationsentscheidungen des Minister-
präsidenten, der Landesregierung und der Minister, die auf 
deren verfassungsmäßigen Rechten beruhen, sowie bei Be-
stehen abschließender tarifvertraglicher Regelungen, die ei-
nen Beurteilungs- oder Ermessensspielraum der Dienststel-
le ausschließen. Sind nach den gesetzlichen Vorschriften die 
Spitzenorganisationen der Gewerkschaften oder Berufsver-
bände bei der Vorbereitung zu beteiligen, entfällt die Mitbe-
stimmung von Personalvertretungen.'"

20.	Nach der Nummer 31 wird die folgende Nummer 32 eingefügt:

"32.	Nach § 69 wird folgender § 69a eingefügt:

'§ 69a 
Verfahren der Mitbestimmung

(1) Eine der Mitbestimmung des Personalrats unterliegende 
Maßnahme kann nur mit Zustimmung des Personalrats getrof-
fen werden, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

(2) Der Leiter der Dienststelle unterrichtet den Personalrat 
von der beabsichtigten Maßnahme und beantragt seine Zu-
stimmung. Die Unterrichtung erfolgt grundsätzlich schriftlich 
und ist grundsätzlich schriftlich zu begründen. Der Personalrat 
kann auf die Schriftform und die Begründung verzichten. Die 
beabsichtigte Maßnahme ist vor der Durchführung mit dem 
Ziel einer Einigung mit dem Personalrat zu erörtern. Auf die 
Erörterung kann einvernehmlich verzichtet werden. Der Be-
schluss des Personalrats über die beantragte Zustimmung ist 
dem Leiter der Dienststelle innerhalb von zehn Arbeitstagen 
mitzuteilen. Personalrat und Dienststelle können im Einzel-
fall eine abweichende Frist vereinbaren. In dringenden Fäl-
len kann der Leiter der Dienststelle die Frist nach Satz 6 auf 
fünf Arbeitstage abkürzen. Die Maßnahme gilt als gebilligt, 
wenn nicht der Personalrat innerhalb der genannten Frist die 
Zustimmung unter Angabe der Gründe schriftlich verweigert. 
Soweit dabei Beschwerden oder Behauptungen tatsächlicher 
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Art vorgetragen werden, die für einen Beschäftigten ungüns-
tig sind oder ihm nachteilig werden können, ist dem Beschäf-
tigten Gelegenheit zur Äußerung zu geben; die Äußerung ist 
aktenkundig zu machen. Die Durchführung der Erörterung 
nach Satz 5 hat keinen Einfluss auf die Fristen nach Satz 6 
bis 8. Die Mitteilungsfrist des Personalrats nach den Sät-
zen 6 bis 8 beginnt mit dem Zugang der Mitteilung über die 
beabsichtigte Maßnahme bei dem Personalratsmitglied, das 
vom Personalrat gegenüber der Dienststelle als empfangs-
befugt bezeichnet ist. Der Personalrat hat die Empfangsbe-
reitschaft zu gewährleisten.

(3) Kommt zwischen dem Leiter einer nachgeordneten Dienst-
stelle und dem Personalrat eine Einigung nicht zustande, so 
kann der Leiter der Dienststelle oder der Personalrat die An-
gelegenheit innerhalb von zehn Arbeitstagen auf dem Dienst-
weg der übergeordneten Dienststelle, bei der eine Stufen-
vertretung besteht, vorlegen. Der Dienststellenleiter ist nicht 
berechtigt, das Verfahren abzubrechen, es sei denn, dass 
die Personalvertretung rechtsmissbräuchlich die Zustimmung 
verweigert. Die übergeordnete Dienststelle hat innerhalb von 
15 Arbeitstagen die Stufenvertretung mit der Angelegenheit 
zu befassen. Absatz 2 gilt im Verfahren der Stufenvertretung 
entsprechend.

(4) Ist die übergeordnete Dienststelle eine Behörde der Mit-
telstufe und kommt zwischen ihr und dem Bezirkspersonal-
rat eine Einigung nicht zustande, so kann ihr Dienststellenlei-
ter oder der Bezirkspersonalrat die Angelegenheit innerhalb 
von zehn Arbeitstagen der obersten Dienstbehörde vorlegen. 
Die oberste Dienstbehörde hat innerhalb von 15 Arbeitsta-
gen den Hauptpersonalrat mit der Angelegenheit zu befas-
sen. Absatz 2 gilt im Verfahren der Stufenvertretung entspre-
chend. Im Fall der Nichteinigung kann der Leiter der obersten 
Dienstbehörde oder der Hauptpersonalrat die Einigungsstelle 
nach §§ 71 und 72 anrufen. Die Anrufung soll innerhalb von 
zehn Arbeitstagen erfolgen.

(5) Ist die übergeordnete Dienststelle eine oberste Dienst-
behörde und kommt zwischen ihr und dem Hauptpersonal-
rat eine Einigung nicht zustande, gilt Absatz 4 Satz 4 und 5 
entsprechend.

(6) Kommt zwischen dem Leiter der Dienststelle, die oberste 
Dienstbehörde ist, und dem Personalrat eine Einigung nicht 
zustande, gilt Absatz 4 Satz 4 und 5 entsprechend.

(7) Kommt bei Gemeinden, Gemeindeverbänden, Landkrei-
sen oder sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts mit einstufigem Verwaltungsaufbau 
zwischen dem Leiter der Dienststelle und dem Personalrat 
eine Einigung nicht zustande, so kann der Leiter der Dienst-
stelle oder der Personalrat die Angelegenheit innerhalb von 
zehn Arbeitstagen der obersten Dienstbehörde vorlegen. Die 
oberste Dienstbehörde oder ihre Vertreter und der Gesamt-
personalrat haben die Angelegenheit innerhalb des auf den 
Zeitpunkt der Vorlage folgenden Monats abschließend zu be-
handeln. Im Fall der Nichteinigung kann die oberste Dienstbe-
hörde oder der Gesamtpersonalrat die Einigungsstelle nach 
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§§ 71 und 72 anrufen. Die Anrufung soll innerhalb von zehn 
Arbeitstagen erfolgen. Besteht kein Gesamtpersonalrat, so 
gilt Absatz 6 entsprechend.

(8) Alle im Verfahren beteiligten Dienststellen und Personal-
räte haben ihre Anträge und ablehnenden Entscheidungen 
grundsätzlich schriftlich zu begründen.

(9) Die Einigungsstelle soll binnen sechs Wochen nach der 
Anrufung durch einen der Beteiligten entscheiden.

(10) Unzulässig ist die Durchführung von Maßnahmen, die 
ohne die gesetzlich vorgeschriebene Beteiligung oder unter 
einem Verstoß gegen wesentliche Verfahrensvorschriften er-
folgt sind. Entgegen Satz 1 durchgeführte Maßnahmen nach 
§ 72 Abs. 5 Satz 1 sind zurückzunehmen, soweit Rechtsvor-
schriften nicht entgegenstehen.

(11) Der Leiter der Dienststelle kann bei Maßnahmen, die der 
Natur der Sache nach keinen Aufschub dulden, bis zur end-
gültigen Entscheidung grundsätzlich nur vorläufige Regelun-
gen treffen. Er hat dem Personalrat die getroffene Regelung 
mitzuteilen und zu begründen und bei einer vorläufigen Re-
gelung unverzüglich das Verfahren nach den Absätzen 2 bis 
9 einzuleiten oder fortzusetzen.'"

21.	Die bisherige Nummer 29 wird zu Nummer 33 und erhält folgen-
de Fassung:

"33.	Die §§ 70 bis 76 erhalten folgende Fassung:

'§ 70 
Initiativrecht

(1) Im Rahmen seiner Aufgaben nach diesem Gesetz kann 
der Personalrat in allen personellen, sozialen, organisatori-
schen und sonstigen innerdienstlichen Angelegenheiten nach 
Maßgabe der §§ 69 bis 78 Maßnahmen bei der Dienststel-
le beantragen, die die Beschäftigten der Dienststelle insge-
samt, Gruppen von ihnen oder einzelne Beschäftigte betref-
fen oder sich auf sie auswirken.

(2) In personellen Angelegenheiten der Beschäftigten nach 
§ 69 Abs. 3 oder in Fällen des § 69 Abs. 4 kann ein Antrag nach 
Absatz 1 nur mit Zustimmung der Betroffenen gestellt werden.

(3) In personellen Angelegenheiten der Beschäftigten nach 
§ 69 Abs. 5 und in Angelegenheiten nach § 69 Abs. 6 kann 
ein Antrag nach Absatz 1 nicht gestellt werden.

(4) Der Antrag des Personalrats ist dem Leiter der Dienst-
stelle schriftlich vorzulegen. Auf Verlangen des Dienststel-
lenleiters hat der Personalrat den Antrag zu begründen. Die 
Entscheidung über den Antrag hat der Leiter der Dienststelle 
dem Personalrat innerhalb von drei Monaten mitzuteilen. Ist 
er in der beantragten Angelegenheit nicht entscheidungsbe-
fugt, hat er den Antrag unverzüglich mit einer Stellungnahme 
an die zuständige Dienststelle weiterzuleiten.
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(5) Stimmt der nach Absatz 4 für die Entscheidung zuständi-
ge Leiter der Dienststelle dem Antrag der Personalvertretung 
nicht zu, hat er die Ablehnung zu begründen und den Per-
sonalrat schriftlich unter Beifügung der Begründung zu un-
terrichten. Das weitere Verfahren bestimmt sich nach § 69a 
Abs. 3 bis 9. 

(6) Ein Initiativantrag kann gestellt werden, wenn auch nach 
Aufforderung durch den Personalrat der Dienststellenlei-
ter innerhalb eines Monats zu einem regelungsbedürftigen 
Sachverhalt keinen Regelungsvorschlag unterbreitet hat. 
Ein Initiativantrag ist ausgeschlossen, wenn in gleicher An-
gelegenheit ein Beteiligungsverfahren vom Dienststellenlei-
ter eingeleitet ist. 

§ 71 
Einigungsstelle, Bildung, Kosten

(1) Die Einigungsstelle wird von Fall zu Fall bei der obersten 
Dienstbehörde sowie bei den der Aufsicht des Landes unter-
stehenden Körperschaften des öffentlichen Rechts ohne Ge-
bietshoheit, den rechtsfähigen Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts beim obersten Organ gebildet. In Zwei-
felsfällen bestimmt die zuständige oberste Landesbehörde 
die Stelle, bei der die Einigungsstelle zu bilden ist. Die nach 
§ 69a Abs. 6 oder 7 zur Anrufung berechtigte Dienststelle und 
die zuständige Personalvertretung können durch Dienstver-
einbarung regeln, dass die Einigungsstelle für die jeweilige 
Dauer der Amtszeit der Personalvertretung als ständige Ein-
richtung gebildet wird.

(2) Die Einigungsstelle besteht aus je drei Beisitzern, die 
von der nach § 69a Abs. 6 oder 7 zur Anrufung berechtigten 
Dienststelle und der Personalvertretung unverzüglich nach 
Anrufung der Einigungsstelle bestellt werden und einem wei-
teren unparteiischen Mitglied, auf dessen Person sich die be-
stellten Mitglieder beider Seiten einigen und das den Vorsitz 
führt. Die Bestellung des Vorsitzenden hat innerhalb von zehn 
Arbeitstagen nach Bestellung der Beisitzer zu erfolgen. Un-
ter den Beisitzern, die von der zuständigen Personalvertre-
tung bestellt werden, soll sich je ein Beamter und ein Arbeit-
nehmer befinden, soweit diese jeweils eine Gruppe nach § 17 
bilden. Betrifft die Angelegenheit lediglich die Beschäftigten 
einer Gruppe, muss mindestens einer der in Satz 3 genann-
ten Beisitzer dieser Gruppe angehören.

(3) Kommt eine Einigung über die Person des Vorsitzenden 
innerhalb von zehn Arbeitstagen nicht zustande, bestellt der 
Präsident des Thüringer Oberverwaltungsgerichtes das den 
Vorsitz der Einigungsstelle führende unparteiische Mitglied 
aus einer Liste, die er zu Beginn der Amtszeit der Personalver-
tretungen aufgrund von Vorschlägen der obersten Landesbe-
hörden, der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und 
der Arbeitgebervereinigungen aufstellt. Die vorgeschlagenen 
Personen müssen die Befähigung zum Richteramt besitzen 
oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 1 des Deutschen 
Richtergesetzes oder für die Einstellung in eine Laufbahn 
des höheren Dienstes erfüllen. Die bestellten Beisitzer kön-
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nen ihm Vorschläge unterbreiten. Der Präsident des Thürin-
ger Oberverwaltungsgerichtes ist an die Liste und die Vor-
schläge nicht gebunden.

(4) Die Mitglieder der Einigungsstelle üben ihr Amt unabhän-
gig und frei von Weisungen aus.

(5) Für die Mitglieder der Einigungsstelle gilt § 44 Abs. 1 und 2 
entsprechend.

(6) Die Aufwandsentschädigung für die Tätigkeit des unpar-
teiischen Mitglieds der Einigungsstelle ist in einer Verwal-
tungsvorschrift festzulegen. Für die Erstattung der notwendi-
gen Auslagen gilt § 44 Abs.1 entsprechend.

§ 72 
Verhandlung und Beschlussfassung der Einigungsstelle

(1) Die Verhandlung ist nicht öffentlich. Der obersten Dienst-
behörde und der zuständigen Personalvertretung ist Gelegen-
heit zur mündlichen Äußerung zu geben. Im Einvernehmen 
mit den Beteiligten kann die Äußerung schriftlich erfolgen.

(2) Die Einigungsstelle entscheidet durch Beschluss. Sie kann 
den Anträgen der Beteiligten auch teilweise entsprechen. Der 
Beschluss wird mit Stimmenmehrheit gefasst; er ist zu be-
gründen, vom Vorsitzenden zu unterzeichnen und den Be-
teiligten unverzüglich zuzustellen. Der Beschluss muss sich 
im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften, insbesondere 
des Haushaltsgesetzes, halten.

(3) Bestellt die oberste Dienstbehörde oder der zuständige 
Personalrat keine Beisitzer oder bleiben die von einer Seite 
bestellten Beisitzer trotz rechtzeitiger Einladung der Sitzung 
fern, so entscheiden der Vorsitzende und die erschienenen 
Beisitzer nach Maßgabe des Absatzes 2 allein.

(4) Auf Antrag von drei Mitgliedern der Einigungsstelle kann 
eine sachverständige Person, die auch einer in der beteiligten 
Dienstbehörde vertretenen Gewerkschaft oder einer Arbeit-
gebervereinigung angehören kann, an der Sitzung der Eini-
gungsstelle für die Dauer der Verhandlung beratend teilneh-
men. § 36 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Der Beschluss ist für die Beteiligten in den Fällen
1.	 	Gewährung und Ablehnung von Unterstützungen, Vor-

schüssen, Darlehen und entsprechenden sozialen Zuwen-
dungen,

2.	 Zuweisung und Kündigung von Wohnungen, über die die 
Dienststelle verfügt oder bei deren Vergabe ihr ein Vor-
schlagsrecht zusteht,

3.	 Zuweisung von Dienst- und Pachtland und Festsetzung 
der Nutzungsbedingungen,

4.	 Absehen von der Ausschreibung von Dienstposten, die 
besetzt werden sollen,

5.	 die Aufstellung des Urlaubsplans oder die Festsetzung 
der zeitlichen Lage des Erholungsurlaubs für einzelne Be-
schäftigte, wenn zwischen dem Dienststellenleiter und den 
beteiligten Beschäftigten kein Einverständnis erzielt wird,
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6.	 Fragen der Lohngestaltung innerhalb der Dienststelle, ins-
besondere die Aufstellung von Entlohnungsgrundsätzen, 
die Einführung und Anwendung von neuen Entlohnungs-
methoden und deren Änderung sowie die Festsetzung 
der Akkord- und Prämiensätze und vergleichbarer leis-
tungsbezogener Entgelte, einschließlich der Geldfaktoren,

7.	 die Errichtung, Verwaltung und Auflösung von Sozialein-
richtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform,

8.	 personelle und organisatorische Maßnahmen zur Verhü-
tung von Dienst- und Arbeitsunfällen und sonstigen Ge-
sundheitsschädigungen, einschließlich des Betrieblichen 
Gesundheitsmanagements und der vertraglichen Bindung 
überbetrieblicher Dienste zur arbeitsmedizinischen und si-
cherheitstechnischen Betreuung,

9.	 Grundsätze der Bewertung von anerkannten Vorschlägen 
im Rahmen des betrieblichen Vorschlagswesens,

10.	die Aufstellung von Sozialplänen einschließlich Plänen 
für Umschulungen zum Ausgleich oder zur Milderung von 
wirtschaftlichen Nachteilen, die dem Beschäftigten infolge 
von Rationalisierungsmaßnahmen entstehen,

11.	die Regelung der Ordnung in der Dienststelle und des Ver-
haltens der Beschäftigten,

12.	die Gestaltung der Arbeitsplätze,
13.	Einführung, Änderung oder Erweiterung von Beurteilungs-

richtlinien für Arbeitnehmer,
14.	Einführung, Anwendung, wesentliche Änderung oder Er-

weiterung technischer Einrichtungen, die geeignet sind, 
das Verhalten oder die Leistung der Beschäftigten zu über-
wachen oder zu erfassen,

15.	Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pau-
sen, insbesondere die Einführung, Ausgestaltung, Ände-
rung und Aufhebung von Arbeitszeitmodellen sowie der 
Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage, 
insbesondere die Gestaltung von Dienst- und Schichtplä-
nen, Anordnung von Rufbereitschaft und die Anordnung 
und Festsetzung von Dienstbereitschaft, Mehrarbeit und 
Überstunden, soweit es über den konkreten Einzelfall hi-
nausgeht und

16.	Festlegung von Zeit, Ort und Art der Auszahlung der 
Dienstbezüge und Arbeitsentgelte

bindend, wenn er nicht nach § 74 ganz oder teilweise aufge-
hoben wird. In den übrigen Fällen beschließt die Einigungs-
stelle eine Empfehlung an die oberste Dienstbehörde, die-
se entscheidet sodann endgültig. Fallgruppen im Sinne des 
Satzes 2 sind personelle Angelegenheiten der Arbeitnehmer 
und Beamten sowie organisatorische und wirtschaftliche An-
gelegenheiten gemäß § 73. Hat ein Beschäftigter eine Leis-
tung nach Satz 1 Nr. 1 beantragt, wird der Personalrat nur 
auf seinen Antrag beteiligt; auf Verlangen des Antragstellers 
bestimmt nur der Vorstand des Personalrats mit.

(6) Muss für Gruppen von Beschäftigten die tägliche Arbeits-
zeit im Sinne des Absatzes 5 Satz 1 Nr. 15 nach Erfordernis-
sen, die die Dienststelle nicht voraussehen kann, unregel-
mäßig und kurzfristig festgesetzt werden, so beschränkt sich 
die Mitbestimmung auf die Grundsätze für die Aufstellung der 
Dienstpläne, insbesondere für die Anordnung von Dienstbe-
reitschaft, Mehrarbeit und Überstunden.
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§ 73 
Mitbestimmung in personellen, organisatorischen und  

wirtschaftlichen Angelegenheiten

(1) Der Personalrat hat gemäß § 72 Abs. 5 Satz 2 und 3 ein-
geschränkt mitzubestimmen in Personalangelegenheiten der 
Arbeitnehmer, insbesondere bei
1.	 Einstellung,
2.	 Eingruppierung, Übertragung einer höher oder niedriger 

zu bewertenden Tätigkeit, Höher- oder Rückgruppierung,
3.	 Verlängerung eines befristeten Arbeitsverhältnisses,
4.	 Versetzung zu einer anderen Dienststelle, Umsetzung in-

nerhalb der Dienststelle, wenn sie mit einem Wechsel des 
Dienstortes verbunden ist (das Einzugsgebiet im Sinne des 
Umzugskostenrechts gehört zum Dienstort),

5.	 Abordnung, Zuweisung und Personalgestellung im Sin-
ne des § 4 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst 
oder des § 4 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst 
der Länder für eine Dauer von mehr als sechs Monaten,

6.	 Ablehnung eines Antrags auf Teilzeitbeschäftigung, Ur-
laub, oder Freistellung nach dem Thüringer Bildungsfrei-
stellungsgesetz,

7.	 Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze hinaus,
8.	 Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Woh-

nung beschränken,
9.	 Versagung einer Nebentätigkeit,
10.	Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegen einen Be-

schäftigten und
11.	Ablehnung eines Antrags auf Telearbeit.

(2) Der Personalrat hat gemäß § 72 Abs. 5 Satz 2 und 3 ein-
geschränkt mitzubestimmen in Personalangelegenheiten der 
Beamten, insbesondere bei
1.	 Einstellung,
2.	 Beförderung, Übertragung eines anderen Amtes mit hö-

herem Endgrundgehalt ohne Änderung der Amtsbezeich-
nung, Laufbahnwechsel, Verleihung eines anderen Amtes 
mit anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel der Lauf-
bahngruppe oder Zulassung zum Aufstieg,

3.	 Verwendung auf einem höher oder niedriger bewerteten 
Dienstposten,

4.	 Versetzung zu einer anderen Dienststelle, Umsetzung in-
nerhalb der Dienststelle, wenn sie mit einem Wechsel des 
Dienstortes verbunden ist (das Einzugsgebiet im Sinne des 
Umzugskostenrechts gehört zum Dienstort),

5.	 Abordnung für eine Dauer von mehr als sechs Monaten 
sowie Zuweisung nach § 20 BeamtStG für eine Dauer von 
mehr als sechs Monaten,

6.	 Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Woh-
nung beschränken,

7.	 Ablehnung eines Antrags nach den beamtenrechtlichen 
Bestimmungen auf Teilzeitbeschäftigung, Ermäßigung der 
regelmäßigen Arbeitszeit, Urlaub oder Freistellung nach 
dem Thüringer Bildungsfreistellungsgesetz,

8.	 Antrag auf Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand 
wegen Erreichens der Altersgrenze,

9.	 Erhebung der Disziplinarklage gegen einen Beamten,
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10.	Entlassung von Beamten auf Probe oder Widerruf, wenn 
sie die Entlassung nicht selbst beantragt haben,

11.	vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand,
12.	Versagung oder Widerruf der Genehmigung einer Ne-

bentätigkeit,
13.	Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegen einen Be-

schäftigten und
14.	Ablehnung eines Antrags auf Telearbeit.

(3) Der Personalrat hat gemäß § 72 Abs. 5 Satz 2 und 3 ein-
geschränkt mitzubestimmen in organisatorischen und wirt-
schaftlichen Angelegenheiten insbesondere über
1.	 Einführung, Anwendung, wesentliche Änderung oder Er-

weiterung automatisierter Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten der Beschäftigten,

2.	 Auswahl der Teilnehmer an Fortbildungsveranstaltungen,
3.	 Einführung, wesentliche Änderung oder Erweiterung von 

Personalfragebogen,
4.	 Bestellung von Vertrauens- oder Betriebsärzten sowie der 

Fachkräfte für Arbeitssicherheit,
5.	 Maßnahmen, die der Durchsetzung der tatsächlichen 

Gleichberechtigung von Frauen und Männern, insbeson-
dere der Einstellung, Beschäftigung, Aus-, Fort- und Wei-
terbildung und dem beruflichen Aufstieg dienen,

6.	 Grundsätzen der Arbeits- und Dienstpostenbewertung in 
der Dienststelle,

7.	 Einführung neuer und grundlegender Änderung oder Aus-
weitung bestehender Arbeitsmethoden, insbesondere 
Maßnahmen der technischen Rationalisierung,

8.	 Vorbereitung von Verwaltungsanordnungen einer Dienst-
stelle für die innerdienstlichen sozialen und persönlichen 
Angelegenheiten der Beschäftigten ihres Geschäftsbe-
reichs, wenn nicht nach gesetzlichen Vorschriften die Spit-
zenorganisationen der zuständigen Gewerkschaften bei 
der Vorbereitung zu beteiligen sind,

9.	 Privatisierung, Auflösung, Einschränkung, Verlegung oder 
Zusammenlegung von Dienststellen oder deren wesent-
lichen Teilen,

10.	Durchführung der Berufsausbildung bei Arbeitnehmern,
11.	allgemeinen Fragen der Fortbildung der Beschäftigten,
12.	Einführung, Änderung oder Erweiterung von Beurteilungs-

richtlinien für Beamte,
13.	Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und Erleich-

terung des Arbeitsablaufs und
14.	Erlass von Richtlinien über die personelle Auswahl bei 

Einstellungen, Versetzungen, Höher- oder Rückgruppie-
rungen und Kündigungen.

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 und 5 sowie Absatz 2 
Nr. 4 und 5 ist die Personalvertretung der aufnehmenden 
Dienststelle zu beteiligen.

§ 74 
Aufhebung von Beschlüssen der Einigungsstelle

(1) Im Bereich der Landesverwaltung kann die zuständige 
oberste Dienstbehörde, wenn sie sich einem bindenden Be-
schluss der Einigungsstelle nicht anschließt, innerhalb eines 
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Monats nach Zustellung des Beschlusses der Einigungsstel-
le die Entscheidung ganz oder teilweise aufheben und end-
gültig entscheiden, wenn die Entscheidung im Einzelfall we-
gen ihrer Auswirkungen auf das Gemeinwohl wesentlicher 
Bestandteil der Regierungsgewalt ist. Bei Maßnahmen im 
Bereich der Verwaltung des Landtags tritt an die Stelle der 
obersten Dienstbehörde der Präsident des Landtags im Be-
nehmen mit dem Vorstand und bei Maßnahmen im Bereich 
des Rechnungshofs der Präsident des Rechnungshofs im 
Benehmen mit dem Vorstand des Landtags. Diese Entschei-
dung ist endgültig. Bei Gemeinden, Gemeindeverbänden und 
sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts kann in den Fällen, in denen sich die zu-
ständige oberste Dienstbehörde nicht dem Beschluss der 
Einigungsstelle anschließt, diese diesen aufheben und end-
gültig entscheiden; Satz 1 gilt entsprechend. Die Entschei-
dung der obersten Dienstbehörde nach Satz 1 oder Satz 4 
ist unverzüglich gegenüber der Einigungsstelle, den beteilig-
ten Dienststellen und Personalräten schriftlich zu begründen.

(2) Die oberste Dienstbehörde kann Beschlüsse der Eini-
gungsstelle, die Maßnahmen betreffen, die zur Durchführung 
einer Maßnahme in Angelegenheiten im Sinne von Absatz 1 
erforderlich sind, spätestens innerhalb einer Frist von einem 
Monat nach Übersendung ganz oder teilweise aufheben und 
endgültig entscheiden.

§ 75 
Dienstvereinbarungen

(1) Dienstvereinbarungen sind zu allen personellen, sozialen, 
organisatorischen und sonstigen innerdienstlichen Angelegen-
heiten nach Maßgabe der §§ 69 bis 78 zulässig, soweit sie 
nicht Einzelangelegenheiten sind oder gesetzliche oder tarif-
liche Regelungen nicht entgegenstehen. Sie werden durch 
Dienststelle und Personalrat gemeinsam beschlossen, sind 
schriftlich niederzulegen, von beiden Seiten zu unterzeichnen 
und in geeigneter Weise bekannt zu machen. Arbeitsentgelte 
und sonstige Arbeitsbedingungen, die durch Tarifvertrag ge-
regelt sind oder üblicherweise geregelt werden, können nicht 
Gegenstand einer Dienstvereinbarung sein. Dies gilt nicht, 
wenn ein Tarifvertrag den Abschluss ergänzender Dienstver-
einbarungen ausdrücklich zulässt.

(2) Dienstvereinbarungen, die für einen größeren Bereich 
gelten, gehen den Dienstvereinbarungen für einen kleineren 
Bereich vor.

(3) Dienstvereinbarungen können, soweit nicht anders ver-
einbart, von beiden Seiten mit einer Frist von drei Monaten 
gekündigt werden.

(4) Dienstvereinbarungen, deren Beteiligungstatbestände ei-
ner geänderten Regelungsmacht der Dienstvereinbarungs-
parteien unterliegen, sollen angepasst werden.

(5) Dienstvereinbarungen, die die Eingliederung schwerbe-
hinderter Menschen betreffen, werden von der Schwerbehin-
dertenvertretung mitunterzeichnet.
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§ 76 
Durchführung von Entscheidungen

(1) Entscheidungen, an denen der Personalrat beteiligt war, 
führt die Dienststelle in angemessener Frist durch, es sei 
denn, es wurde im Einzelfall eine andere Vereinbarung ge-
troffen.

(2) Führt die Dienststelle eine Entscheidung, die
1.	 auf einer Dienstvereinbarung beruht oder 
2.	 aufgrund einer Initiative des Personalrates zustande ge-

kommen ist, 
nicht oder nicht zum vereinbarten Zeitpunkt durch oder leitet 
sie die vorgesehene Maßnahme nicht ein, so kann das Eini-
gungsstellenverfahren durchgeführt oder sogleich das Ver-
waltungsgericht angerufen werden. Die §§ 69a, 71 und 72 
gelten sinngemäß.

(3) Der Personalrat darf nicht durch einseitige Handlungen 
in den Dienstbetrieb eingreifen.'"

22.	Die bisherigen Nummern 30 bis 34 werden gestrichen.

23.	Die bisherige Nummer 35 wird die Nummer 34 und erhält folgen-
de Fassung: 

"34.	§ 77 erhält folgende Fassung:

'§ 77 
Anhörungsrechte

Vor der Weiterleitung von Personalanforderungen zum Haus-
haltsvoranschlag ist der Personalrat anzuhören. Gibt der Per-
sonalrat einer nachgeordneten Dienststelle zu den Perso-
nalanforderungen eine Stellungnahme ab, so ist diese mit 
den Personalanforderungen der übergeordneten Dienststelle 
vorzulegen. Das gilt entsprechend für die Personalplanung. 
Der Personalrat kann dem Leiter der Dienststelle Vorschläge 
zur Personalplanung machen, die der Eingliederung schwer-
behinderter Menschen dienen.'"

24.	Die bisherige Nummer 36 wird die Nummer 35 und erhält folgen-
de Fassung:

"35.	§ 78 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 wird die Verweisung '§ 75 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 16' durch die Verweisung '§ 73 Abs. 3 Nr. 14' 
ersetzt.

b)	 In Absatz 3 Satz 4 wird die Verweisung '§ 76 Abs. 1' durch 
die Verweisung '§ 69 Abs. 5 Satz 1' ersetzt."

25.	Die bisherige Nummer 37 wird die Nummer 36.

26.	Nach Nummer 36 wird folgende Nummer 37 eingefügt:

"37.	An § 80 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
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'Sie hat dazu einen Datenschutzbeauftragten zu bestellen; 
Personalvertretung und Dienststelle können im Einvernehmen 
einen gemeinsamen Datenschutzbeauftragten bestellen.'"

27.	Die Nummer 38 erhält folgende Fassung:

"38.	§ 82 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 2 Satz 4 wird die Verweisung '§ 69' durch die 
Verweisung '§ 69a' ersetzt.

b)	 In Absatz 4 wird die Verweisung '§§ 69 bis 81' durch die 
Verweisung '§§ 69a bis 81' ersetzt.

c)	 In Absatz 6 werden die Sätze 2 bis 6 aufgehoben."

28.	In Nummer 39 erhält Absatz 4 Satz 1 folgende Fassung:

"Die ARGE HPR ist anzuhören vor Entscheidungen 
1.	 der Landesregierung, die für die Beschäftigten des Landes in 

den Geschäftsbereichen der obersten Dienstbehörden unmit-
telbar verbindliche Regelungen enthalten,

2.	 oberster Landesbehörden, die auch die Beschäftigten in den 
Geschäftsbereichen anderer oberster Dienstbehörden betreffen,

die Maßnahmen zu allen personellen, sozialen, organisatorischen 
und sonstigen innerdienstlichen Angelegenheiten nach Maßgabe 
der §§ 69 bis 78 zum Gegenstand haben."

29.	Die Nummer 41 erhält folgende Fassung:

"41.	§ 83 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch ein Komma 
ersetzt.

b)	Folgende Nummern 5 und 6 werden angefügt:

'5.	Streitigkeiten nach § 69a Abs. 10,
 6.	Streitigkeiten nach § 76 Abs. 2.'"

30.	Die Nummer 42 erhält folgende Fassung:

"42.	§ 88 erhält folgende Fassung:

'§ 88 
Abweichungen für Hochschulen

Für Hochschulen im Geschäftsbereich des für Hochschulwe-
sen zuständigen Ministeriums gilt dieses Gesetz mit folgen-
den Abweichungen:

1.	 Auf Hochschullehrer an Hochschulen und Hochschuldo-
zenten findet dieses Gesetz keine Anwendung.

2.	 Gastweise an einer Hochschule Tätige gelten nicht als 
Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes. Als Beschäftig-
te im Sinne dieses Gesetzes gelten auch Assistenten ge-
mäß § 95 ThürHG.
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3.	 Dienststellenleiter der Hochschulen ist für das wissen-
schaftliche und künstlerische Personal der Rektor oder 
Präsident, im Übrigen der Kanzler. Für Personalvertre-
tungsangelegenheiten ist der Kanzler ständiger Vertreter 
des Rektors oder Präsidenten. Dienststellenleiter des Uni-
versitätsklinikums Jena ist der Kaufmännische Vorstand; 
er kann sich durch den Leiter der für Personalangelegen-
heiten zuständigen Abteilung vertreten lassen. Rektor, Prä-
sident oder Kanzler können im Einzelfall in Ausübung ih-
rer Befugnis als Dienstvorgesetzte Maßnahmen direkt vor 
dem Personalrat vertreten.

4.	 Abweichend von § 69 bestimmt die Personalvertretung 
über die in § 73 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 genannten Personalan-
gelegenheiten der ganz oder teilweise aus Drittmitteln be-
zahlten wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter 
sowie der Assistenten nach § 95 ThürHG nur auf Antrag 
des betroffenen Beschäftigten mit.

5.	 An jeder Hochschule mit mindestens fünf Assistenten ge-
mäß § 95 ThürHG wird ein Assistentenrat gewählt, der aus 
drei, an der Friedrich-Schiller-Universität Jena aus fünf As-
sistenten besteht. Ein Vertreter des Assistentenrats hat in 
den Sitzungen des Personalrats, zu denen er wie ein Mit-
glied zu laden ist, ein Teilnahme-, Antrags- und Rederecht; 
in allen Angelegenheiten, die Assistenten betreffen, hat er 
ein Stimmrecht. Die Mitglieder des Assistentenrats wer-
den gleichzeitig mit den Wahlen der studentischen Vertre-
ter im Senat der Hochschule gewählt. Wahlberechtigt sind 
alle Beschäftigten, die am Wahltag als Assistent beschäf-
tigt sind. Wählbar sind alle Beschäftigten, die zum Zeit-
punkt der Einreichung des Wahlvorschlages als Assistent 
beschäftigt sind. Näheres regeln die Wahlordnungen der 
Hochschulen. Die Amtszeit der Mitglieder des Assisten-
tenrats entspricht der regelmäßigen Amtszeit der studen-
tischen Vertreter im Senat; sie endet nicht mit der Been-
digung des Beschäftigtenverhältnisses als Assistent. Sie 
scheiden aus dem Amt aus, wenn sie nicht mehr Mitglied 
oder Angehöriger der Hochschule sind.'"

31.	Die Nummer 43 erhält folgende Fassung:

"43.	§ 89 wird wie folgt geändert:

a)	Nummer 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

'Bilden die Beschäftigten einer Dienststelle nach Satz 1 
mehr als zwei Gruppen, so erhöht sich die Zahl der Mit-
glieder des Personalrats (§ 17 Abs. 3), soweit das zur An-
wendung von § 16 erforderlich ist.'

b)	Nummer 2 wird aufgehoben. 

c)	 Die bisherige Nummer 3 wird die Nummer 2."

32.	Die Nummer 45 erhält folgende Fassung:

"45.	§ 91 wird aufgehoben."
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33.	Die Nummer 47 erhält folgende Fassung:

"47.	§ 95 erhält folgende Fassung:

'§ 95 
Übergangsbestimmungen

(1) Die nächsten regelmäßigen Personalratswahlen finden im 
Jahr 2022 statt. Die Personalvertretungen sowie die ARGE 
HPR, die am Tag vor Inkrafttreten des Thüringer Gesetzes 
zur Anpassung personalvertretungsrechtlicher Vorschriften 
bestehen, bleiben in ihrer bisherigen Stärke bis zum Ablauf 
ihrer Amtszeit, spätestens bis zum 31. Mai 2022, im Amt. In 
den Fällen, in denen ab dem Tag des Inkrafttretens des Thü-
ringer Gesetzes zur Anpassung personalvertretungsrechtli-
cher Vorschriften bis zur nächsten regelmäßigen Personal-
ratswahl nach Satz 1 Wahlen nach § 27 Abs. 1 durchgeführt 
wurden, endet die Amtszeit am 31. Mai 2022; § 27 Abs. 4 gilt 
entsprechend. Dies gilt entsprechend für freigestellte Perso-
nalratsmitglieder.

(2) Die nächste Wahl der Jugend- und Auszubildendenver-
tretung findet im Zeitraum vom 1. Mai bis 31. Mai 2020 statt. 
Die Amtszeit beträgt zwei Jahre. Die erste Wahl der Jugend- 
und Auszubildendenvertretung nach diesem Gesetz findet im 
Zeitraum vom 1. März bis 31. Mai 2022 statt.

(3) Für Beteiligungs- und Einigungsverfahren, die vor Inkraft-
treten des Thüringer Gesetzes zur Anpassung personalvertre-
tungsrechtlicher Vorschriften eingeleitet worden sind, gelten 
bis zum Abschluss der Verfahren die bisherigen Beteiligungs- 
und Verfahrensvorschriften.

(4) Für die Personalvertretungen im Bereich Schulen des für 
das Schulwesen zuständigen Ministeriums gelten folgende 
Übergangsbestimmungen:
1.	 Die Stufenvertretungen, die am 1. Juni 2018 gebildet wa-

ren, bleiben abweichend von § 92 Nr. 2 und 3 bis zur 
nächsten regelmäßigen Personalratswahl hinsichtlich ihrer 
Vertretung in den Gruppen weiter im Amt. Die gewählten 
Vertreter der Gruppe nach § 92 Nr. 2 Buchstabe a Satz 2 
Doppelbuchstabe cc vertreten die Lehrer an den Gemein-
schaftsschulen, die die Klassenstufen bis 10 umfassen, 
und die Vertreter der Gruppe nach § 92 Nr. 2 Buchsta-
be a Satz 2 Doppelbuchstabe dd vertreten die Lehrer an 
den Gemeinschaftsschulen, die die Klassenstufen bis 12 
umfassen. Im Falle einer zwischenzeitlich erforderlichen 
Neuwahl erfolgt diese nach den Regelungen, nach de-
nen Stufenvertretungen am 1. Juni 2018 gebildet waren.

2.	 Für alle Angelegenheiten, bei denen eine nach § 92 Nr. 2 
Buchstabe a zu berücksichtigende Zusammensetzung der 
Gruppen vorgesehen ist, gilt Nummer 1 entsprechend.

(5) Für Einigungsverfahren, die vor Inkrafttreten des Thürin-
ger Gesetzes zur Anpassung personalvertretungsrechtlicher 
Vorschriften eingeleitet worden sind, gelten bis zum Abschluss 
der Verfahren die bisherigen Verfahrensvorschriften.'"
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34.	Die Nummer 49 erhält folgende Fassung:

"49.	Der bisherige § 96 wird der § 97 und die Worte 'jeweils in 
männlicher und weiblicher Form' werden durch die Worte 'für 
alle Geschlechter' ersetzt."

35.	Nach der Nummer 49 wird die folgende Nummer 50 eingefügt:

"50.	Der bisherige § 97 wird zu § 98."

36.	Die bisherige Nummer 50 wird die Nummer 51.

II.	Artikel 4 erhält folgende Fassung:

"Artikel 4 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft."

Dittes 
Vorsitzender
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